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Abänderung der Entscheidung nach § 10 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO 
bzw. §§ 22, 33 FGB führen.

Solche Tatsachen können auch dann zur Begründung einer 
Abänderungsklage herangezogen werden, wenn dem Kläger 
des Abänderungsverfahrens diese Tatsachen bereits vor Ein­
tritt der Rechtskraft der im Vorprozeß ergangenen Entschei­
dung zur Kenntnis gelangt waren, er es aber unterlassen 
hatte, dagegen Berufung einzulegen. Einer solchen Ausle­
gung des § 10 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO sowie der §§ 22, 33 FGB ste­
hen keine Rechtsvorschriften entgegen.

Es ist jedoch grundsätzlich nicht möglich, eine Entschei­
dung über wiederkehrende Leistungen auf Grund von Tat­
sachen abzuändern, die bereits zu dem Zeitpunkt existierten, 
in dem die Prozeßparteien im Vorprozeß ihre abschließende 
Stellungnahme abgegeben hatten, auch wenn diese Tatsachen 
damals dem Gericht nicht bekannt waren. Solche Tatsachen 
können dagegen im Rahmen einer Wiederaufnahmeklage zu 
einer Aufhebung der Entscheidung nach § 163 Abs. 1 Ziff. 1 
ZPO führen, wenn die klagende Prozeßpartei die betreffen­
den Tatsachen ebenfalls erst nachträglich erfahren hat.6

War jedoch im Vorprozeß der zur Leistung Berechtigte 
vom Verpflichteten über Tatsachen getäuscht worden, die 
für die Entscheidung über die Höhe oder die Dauer der zu 
erbringenden wiederkehrenden Leistungen von Bedeutung 
waren (hatte z. B, in einem Unterhaltsverfahren der Unter­
haltspflichtige bei seiner Vernehmung als Prozeßpartei we­
sentliche Einkünfte verschwiegen) und erhält der Berech­
tigte später davon Kenntnis, so kann er eine Abänderungs­
klage auf diese ihm neu bekannt gewordenen Tatsachen 
stützen. Wendet in einem solchen Fall der zur Leistung Ver­
pflichtete im Abänderungsverfahren ein, eine Veränderung 
der Verhältnisse, die zum Zeitpunkt der Beendigung des Vor­
prozesses bestanden hatten, sei nicht eingetreten, dann ver­
stößt ein solches Argument gegen die Grundsätze der soziali­
stischen Moral, ist arglistig und daher unbeachtlich. Die Ab­
änderungsklage hätte somit Erfolg.7

Der Abänderung nach § 10 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO unterliegen 
z. B.:
— zivilrechtliche Schadensrenten, die gemäß § 338 Abs. 2 

Satz 1 ZGB dann zu zahlen sind, wenn eine rechtswidrige 
Gesundheitsschädigung zu einer Minderung des Einkom­
mens und/oder zu ständigen erhöhten Aufwendungen des 
Geschädigten geführt hat;

— zivilrechtliche Schadensrenten, die gemäß § 339 Abs. 2 
ZGB an Bürger zu zahlen sind, denen ein widerrechtlich 
getöteter Bürger gesetzlich zum Unterhalt verpflichtet 
war;

— laufende arbeitsrechtliche Schadenersatzleistungen (Scha­
densrenten), die von einem Betrieb an einen Werktätigen 
zu entrichten sind, weil dieser bei einem Arbeitsunfall 
oder wegen einer Pflichtverletzung des Betriebes eine 
Körperverletzung erlitten hat, die zu einer Minderung des 
Arbeitseinkommens des Werktätigen und/oder zu laufen­
den Mehraufwendungen geführt hat (§ 268 Abs. 1 Buchst, a 
und b AGB, ggf. i. V. m. § 270 Abs. 3 AGB);

— Schadensrenten, die als Entschädigung für Einkommens­
minderungen und/oder erhöhte Aufwendungen an Bür­
ger gezahlt werden, die bei der Abwehr von Schäden und 
Gefahren im Interesse der Öffentlichkeit, eines anderen 
Bürgers oder des Betriebes tätig geworden waren, zu dem 
ein Arbeitsrechtsverhältnis bestand, und die dabei einen 
Gesundheitsschaden erlitten haben (§ 326 Abs. 1 und 2 
i. V. m. § 338 Abs. 2 Satz 1 ZGB bzw. § 271 Abs. 1 AGB).6 9 
Der Abänderung nach § 22 bzw. § 33 FGB unterliegen nur

rechtskräftige Entscheidungen, die eine Verpflichtung zur 
Leistung familienrechtlichen Unterhalts zum Inhalt haben. 
Die wichtigsten Gründe, die eine Abänderung von Unter­
haltsverpflichtungen gemäß § 22 FGB rechtfertigen, sind:
— eine erhebliche Erhöhung oder eine aus gesellschaftlich 

gerechtfertigten Gründen erfolgte Verringerung des Ein­
kommens des Unterhaltspflichtigen;

— das Entstehen oder der Fortfall weiterer Unterhaltsver­
pflichtungen des Unterhaltspflichtigen;

— die Erhöhung des Unterhaltsbedarfs des Unterhaltsbe­
rechtigten (z. B. bei längerer Krankheit oder bei Pflege 
erkrankter Kinder unter den in § 22 Abs. 1 Satz 2 FGB 
genannten Voraussetzungen);

— die Verringerung des Unterhaltsbedarfs des Unte'rhaltsbe- 
rechtigten, weil dieser nunmehr eigene Einkünfte (z. B. 
ein Stipendium) bezieht;

— der Eintritt der wirtschaftlichen Selbständigkeit des frü­
heren Unterhaltsberechtigten.0
Rechtskräftige Urteile, verbindliche gerichtliche Einigun­

gen (Vergleiche) sowie rechtswirksame Vereinbarungen, die 
weder eine Verpflichtung zur Zahlung von Unterhalt noch

eine Verpflichtung zur Entrichtung anderer wiederkehren­
der Leistungen enthalten, dürfen nach § 10 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO 
bzw. nach §§ 22, 23 FGB nicht abgeändert werden.10 11

Von der Abänderung einer gerichtlichen Entscheidung 
entsprechend diesen Rechtsvorschriften ist die erneute Än­
derung eines bereits durch ein früheres Urteil nach § 10 Abs. 1 
Ziff. 2 ZPO i. V. m. speziellen Rechtsvorschriften (z. B. § 78 
Abs. 1 ZGB) geänderten Rechtsverhältnisses zu unterschei­
den. War z. B. ein Nutzungsvertrag über ein Grundstück nach 
den zuletzt genannten Bestimmungen durch ein Urteil ge­
ändert worden, weil sich die für den Vertragsabschluß maß­
geblichen Umstände erheblich geändert hatten11, so ist auch 
eine weitere Änderung des bereits geänderten Vertragsin­
halts bzw. die Aufhebung des gesamten Vertrags durch ein 
neues Urteil möglich, wenn die in § 78 Abs. 1 ZGB genannten 
Voraussetzungen erneut vorliegen. Hierbei handelt es sich 
jedoch nicht um prozessuale Änderungen eines Urteils, son­
dern um die Neugestaltung bzw. Beendigung eines materiell­
rechtlichen Verhältnisses; das darf gemäß §10 Abs. 1 Ziff. 2 
ZPO nur dann geschehen, wenn dies in speziellen Rechtsvor­
schriften (wie z. B. in § 78 Abs. 1 ZGB) vorgesehen ist.

Unzulässigkeit der Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen

Nach § 133 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO ist auf Antrag des Schuldners 
die Vollstreckung eines Urteils oder eines anderen vom Ge­
richt zu vollstreckenden Schuldtitels (vgl. § 88 Abs. 1 ZPO) 
für unzulässig zu erklären, wenn der darin festgestellte An­
spruch aus einem Grund nicht mehr besteht, der erst einge­
treten ist, nachdem die Prozeßparteien im Verfahren ab­
schließend Stellung genommen hatten (§§ 64, 65 Abs. 2 ZPO) 
und dieser Grund durch ein Rechtsmittel nicht mehr geltend 
gemacht werden konnte.

Um ungerechtfertigte Härten zu vermeiden, ist in der 
Rechtsprechung der Grundsatz entwickelt worden, daß die 
Vollstreckung auch dann nach § 133 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO auf 
Antrag für unzulässig zu erklären ist, wenn der Grund da­
für (z. B. die Erfüllung des Anspruchs) zwar nach der ab­
schließenden Stellungnahme der Prozeßparteien, aber be­
reits vor dem Eintritt der Rechtskraft der erstinstanzlichen 
Entscheidung entstanden ist.12 So braucht ein Bürger, der vom 
Kreisgericht zur Leistung eines Geldbetrags verurteilt wor­
den war und diese Schuld zwar nach der abschließenden Stel­
lungnahme, aber noch vor Eintritt der Rechtskraft der ge­
richtlichen Entscheidung beglichen hat, keine Berufung einzu­
legen, um wegen der inzwischen erfolgten Erfüllung des An­
spruchs des Klägers eine Aufhebung des Urteils im Rechts­
mittelverfahren zu erreichen. Dem Versuch des Klägers, nach 
Rechtskraft der Entscheidung aus diesem Urteil vollstrecken 
zu lassen, kann der Verklagte mit einem Antrag auf Unzu­
lässigkeitserklärung der Vollstreckung erfolgreich begegnen.

Bei den Gründen, die zur Unlässigkeitserklärung der Voll­
streckung gemäß § 133 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO führen, muß es 
sich um nachträglich eingetretene rechtserhebliche Tatsachen 
handeln, die den materiellrechtlichen Anspruch betreffen und 
die bewirkt haben, daß dieser Anspruch nicht mehr be­
steht.13 Ob im Einzelfall solche Gründe vorliegen, hat die zu­
ständige Kammer des Kreisgerichts nach mündlicher Ver­
handlung durch Beschluß zu entscheiden (§ 133 Abs. 2 ZPO).

Auf der Grundlage des § 133 ZPO kann eine rechtskräf­
tige gerichtliche Entscheidung oder ein, sonstiger Vollstrek- 
kungstitel nicht aufgehoben oder abgeändert werden. Bei der 
Anwendung dieser Rechtsvorschrift ist vielmehr davon aus­
zugehen, daß der betreffende Schuldtitel auf einer richtigen 
Anwendung des Rechts beruht. Die Erklärung der Unzuläs-

6 Vgl. dazu OG, Urteil vom 19. April 1983 - 3 OFK 9/83 - (NJ 1983, 
Heft 9, S. 381) und G. Janke, a. a. O., S. 322 ff.

7 Vgl. Familienrecht, Lehrbuch, 3. Aufl., Berlin 1981, S. 253.
8 Vgl. dazu auch Ziff. 4, 2. Stabstrich der Richtlinie des Plenums des 

Obersten Gerichts zur Rechtsprechung bei der Durchsetzung von 
Schadenersatzansprüchen vom 14. September 1978 (GBl. I Nr. 34 
S. 369).

9 Vgl. dazu im einzelnen FGB-Kommentar, 5. Aufl., Berlin 1982, 
Anm. 0. und 1. zu § 22 (S. 73 ff.).

10 Zur Unzulässigkeit der Abänderung einer rechtskräftigen Entschei­
dung, durch die bei oder nach der Ehescheidung gemäß § 34 FGB 
eine gerichtliche Zuweisung der früheren Ehewohnung an einen 
der geschiedenen Ehegatten erfolgt ist, im Wege einer „Abände­
rungsklage“ vgl. H. Latka, „Die Entscheidung über die Ehewohnung 
im scheidungsverfahren“, NJ 1973, Heft 19, S. 567 ff. (insb. S. 570 f.) 
sowie Fragen und Antworten in NJ 1974, Heft 7, S. 210.

11 Vgl. OG, Urteil vom 23. August 1983 - 2 OZK 28/83 - (NJ 1983, 
Heft 12, S. 507) sowie OG, Urteil vom 31. Juli 1984 - 2 OZK 19/84 - 
(NJ 1984, Heft 10, S. 430).

12 Vgl. OG, Urteil vom 29. November 1934 - 2 OZK 36/84 - (NJ 1985, 
Heft 6, S. 253).

13 Vgl. Zivilprozeßrecht, Lehrbuch, a. a. O., S. 490 ff.


